
Presseerklärung vom 30.05.2023

Verkehrsausschuss soll sich
gegen den Ausbau der L419 positionieren

Gemeinsame Aktion von „Mobiles Wuppertal“ und Greenpeace Wuppertal

Wuppertal, 30.05.2023 – Mit einem großen Sackgassenschild auf dem Banner 
protestieren „Mobiles Wuppertal“ und Greenpeace Wuppertal heute von 15:30 
bis 16:30 Uhr vor dem Barmer Rathaus gegen den geplanten Ausbau der L419. 
Die Aktivistinnen und Aktivisten fordern vom Verkehrsausschuss, sich gegen 
den Ausbau zu positionieren. Der geplante Ausbau widerspricht den 
Klimazielen der Stadt und führt klimapolitisch in die Sackgasse einer 
überholten, autozentrierten Verkehrspolitik, die die nötige Mobilitätswende 
verhindert. Nach der Bezirksvertretung Ronsdorf müssen sich nun der 
Verkehrsausschuss und dann zukünftig auch der Rat von dem Vorhaben 
distanzieren und sich beim NRW-Verkehrsministerium für das Ende des 
Planfeststellungsverfahrens und der Umbaupläne einsetzen.

Die Fakten liegen auf dem Tisch: Wissenschaftlich ist längst belegt, dass mehr 
Straßen zu mehr Verkehr führen (induzierter Verkehr). Die Verkehrsprognosen im 
Zusammenhang mit dem Planfeststellungsverfahren bestätigen die drastische 
Steigerung des Verkehrsaufkommens nach den Ausbaustufen der L419. Die Zahlen 
aus den Planungsunterlagen und eine Greenpeace-Untersuchung von Navi-Daten 
vor und nach dem Ausbau von Engpässen an verschiedenen Autobahnen weisen 
darauf hin, dass das Ziel von weniger Stau durch eine Engpassbeseitigung zudem 
unrealistisch ist. Statt in den Aus- und Neubau von Straßen muss das Geld in eine 
echte Mobilitätswende, insbesondere also den Ausbau des Schienenverkehrs und 
des Öffentlichen Personennahverkehrs fließen. In beiden Bereichen ist der 
Investitionsstau immens. Greenpeace Wuppertal hat diese Fakten unlängst in einem
Positionspapier zur L419 zusammengefasst und veröffentlicht.

Die Stadt Wuppertal will bis 2035 Klimaneutralität erreichen und hat den 
Klimanotstand ausgerufen. Im Beschluss zum Klimanotstand heißt es: „Die Stadt 
Wuppertal fordert von der Bundes- und der Landesregierung, ihre Anstrengungen in 
allen Sektoren primär am Klimaschutz zu orientieren, um ihrer globalen 
Verantwortung gerecht zu werden.“1 Spricht die Stadt sich weiter für den Ausbau der
L419 aus, verstößt sie damit gegen ihre eigenen Klima-Beschlüsse.

Im Zielkonzept für das Mobilitätskonzept Wuppertal wird eine Reduktion der 
Treibhausgas-Emissionen um –95% bis 2035 im Verkehr2 als Ziel genannt, ebenso 
die Reduzierung der Lärm- und Luftbelastung. Ein weiteres Ziel nach dem 
Zielkonzept ist die „Stärkung des öffentlichen Verkehrs als Teil der Daseinsvorsorge 
und Rückgrat der Mobilität.“3 Stattdessen würde der ÖPNV von und nach Ronsdorf 
im Falle eines Ausbaus der L419 durch längere Fahrzeiten unattraktiver. Wiederum 
würde die Stadt bei einem Festhalten am Ausbau der L419 ihre eigenen Beschlüsse 
konterkarieren.

„Die Notwendigkeiten der Klima- und Verkehrspolitik sind heute ganz andere als in 
der Zeit, aus der die Pläne zum Ausbau der L419 stammen. Die damalige Sicht der 
alleinigen Fokussierung auf das Fortbewegungsmittel Auto ist unvereinbar mit den 
Klimazielen der Stadt und völlig überholt. Klima- und verkehrspolitisch führen die 
Pläne daher in die Sackgasse.“, erklärt Alexander Schillack von Greenpeace 
Wuppertal. „Das Navi der Lokalpolitikerinnen und -politiker benötigt hier dringend ein
Update. Wenn man in eine Sackgasse gefahren ist, muss man wenden. Deshalb 
müssen sich der Verkehrsausschuss und anschließend auch der Rat der Stadt 
gegen den Ausbau positionieren.“

Spendenkonto
GLS Gemeinschaftsbank eG, KTO: 33401, BLZ 430 609 67 - IBAN DE49430609670000033401, BIC GENODEM1GLS
Greenpeace ist vom Finanzamt als gemeinnützig anerkannt. Spenden sind steuerabzugsfähig. G

re
en

p
ea

ce
 W

u
p

p
e

rt
al

, 
T

 0
1

75
 9

1 
48

 2
18

A
n

sc
h

ri
ft

 D
öp

p
er

sb
e

rg
 2

0,
 4

21
03

 W
up

p
er

ta
l

In
te

rn
et

 p
re

ss
e

@
w

up
p

er
ta

l.g
re

e
np

e
ac

e.
d

e,
 w

w
w

.w
u

pp
e

rt
al

.g
re

en
pe

a
ce

.d
e

W
u

p
p

er
ta

l



Die Bezirksvertretung Ronsdorf vor Ort hat sich schon dazu entschieden und sich 
gegen die Ausbaupläne ausgesprochen. Wenn sich der Verkehrsausschluss und der
Rat der Stadt Wuppertal dem anschließen, besteht eine realistische Chance, dass 
das NRW-Verkehrsministerium die Ausbaupläne stoppt oder – falls der 
Planfeststellungsbeschluss vorher erfolgt – vom Baurecht keinen Gebrauch macht.

„Die Lokalpolitik muss jetzt Verantwortung für die Zukunft übernehmen und sich von 
der überholten Vergangenheit lösen. Die Klimawissenschaft macht 
unmissverständlich klar, dass wir den Klimaschutz jetzt angehen und nicht weiter in 
die Zukunft verschieben dürfen. Wir müssen endlich raus aus der Sackgasse, in die 
uns die Haltung ‚Ja zum Klimaschutz, aber bitte nicht konkret‘ der Politik der letzten 
Jahrzehnte geführt hat. Die Ausbaupläne der L419 sind ein Relikt dieser aus der Zeit
gefallenen Haltung und gehören in die Tonne.“, so Alexander Schillack weiter.

Achtung Redaktionen: 
Nähere Informationen erhalten Sie unter presse@wuppertal.greenpeace.de

__________________________

1 Antrag „Klimaschutz und Klimafolgenanpassung – jetzt! Klimaneutral bis 2035“, am
23. November 2021 vom Rat der Stadt beschlossen

2 vgl.  Planersocietät  (11/2022):  Zielkonzept  Gesamtstädtisches  Mobilitätskonzept
Wuppertal, S. 9

3 vgl. ebenda, S. 12

Spendenkonto
GLS Gemeinschaftsbank eG, KTO: 33401, BLZ 430 609 67 - IBAN DE49430609670000033401, BIC GENODEM1GLS
Greenpeace ist vom Finanzamt als gemeinnützig anerkannt. Spenden sind steuerabzugsfähig.

mailto:presse@wuppertal.greenpeace.de

